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Beklagte und Revisionsbeklagtee

Der llc Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

Vmündliche Verhandlüng am 29° Juli 1969 durch

Sénatspräsident Dro H a u e i s e n
— Vorsitzender -‚

Bundesrichter H e y e r und

Bundesrichter ' Dr° B u s s, ' '
Bundessozialrichter B r i n k m a n n und.

Bundessozialrichter Dr° S p r i c k

‚für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes

sozialgerichts Niedersachsen vom 160_Dezember 1966

wird zurückgewiesen°

Kosten sind im Revisionsverfahrén nicht Zu erstattena
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Der im November 1898 geborene Kläger besuchte die Schule bis
zur Reifeprüfung und studierte anschließend von April 1917

bis November 1920 — unterbrochen durch Kriegsdienst von Mai
1917 bis Januar 1919 —.Rechtswissenschaft° Von November 1920

bis März 1924 war er Referendar im preußischen Justizdienst°
Während dieser Zeit war er vom 250 Mai bis 240 Juni 1925 als
Hilfsamtsanwalt tätig„ Von März 1924 bis 1945 1Kriegsende)

war er im Justizdienst als Gerichtsasséssor, Landgerichtsrat

und fS€it_l957) als Landgerichtsdirektor beschäftigto Von
1948 bis 1950 war er beauftragter Richter in Niedersachseno
Seit Jahren ist er als Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht

Celle zugelassen° ‘

Das Landesverwaltungsamt Berlin als zuständige Versorgungs—

dienststelle des Klägers beschéinigte ihm im September 1964,

daß er vom 15° November 1920 bis 6° März 1924 als Beamter
{Referendar) ohne Entgelt und daran anschließend bis zum
80 Mai 1945 als Beamter mit Entgelt_im öffentlichen Dienst
beschäftigt gewesen seio

Die Beklagte gewährte dem Kläger ab Mai 1959 Rente wegen Er«

wérbsunfähigkeit und ab November 1965 Altersruhegeld 1Beschei>
de Vom 9° November 1964)° Mit der Klage gegen diese Bescheide
begehrte der Kläger, ihm seine Referendarzeit als weitere
Nachversicherungszeit sowie Zeiten seiner Schulausbildung

und seines Studiums als
Ausfalléeiten anzurechnen° Die Klage

richtete sich auch gegen die Während despanhängigen Verfah—
l“ans:€I’gangenen Bescheide der Beklagten vom 14„ September
1965, 28° September 1965 und 210 Januar 1966, durch welche
die Erwerbsunfähigkeitsr€nte und das Altersruhegeld neu be—
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rechnet wurden° Die Beklagte hat dabei für die Renten—
_

bezugszeit ab Juli 1965 die Schul— und Hochschulzeit des

Klägers nach 1915, abgesehen vom April 1917, als Ausfall—

zeit berücksichtigt° "

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab° Das Landessozial—
gericht (LSG) verurteilte die Beklagte‚ für die Réntenbezugs—
zeit seit dem 1° Juli 1965 auch noch den Monat April 1917

als Ausfallzeit auf das Altersruhegeld anzurechhen; im übri—

gen wies es die Berufung des Klägers gegen das erstinstanz—

liche_Urteil zurück° Nach der Ansicht des LSG war der Kläger

'während seiner Referendarzeit versicherungsfrei, weil er
für seinen späteren Beruf ausgebildet und nur vorläufig im

Staatsdienst beschäftigt wurde {5 10 Abs° 1 Nr° 1 des Ver—
sicherungsgesetzes für Angestellte -VGfA)° Versicherungs-

freiheit auf Grund einer Anwartschaft auf Ruhegeld und

Hinterbliebenenversorgung nach 5 9 Abs° 5 VGfA habe nicht

bestanden, weil die Beschäftigung des Klägers keine solche

gewesen sei, die im Sinne der Richtlinien des Reichsarbeits-

ministers (RAM) vom 24° Juli 1925 {BGBl 1923 SO 542) "regel—

mäßig nach einiger Zeit in eine feste mit Ruhegeldberechti—

gung und Hinterbliebenenversorgung ausgestattete Anstellung

übergeht"c Eine Entscheidung nach 5 9 Abs° 5 VGfA über die

Versicherungsfreihéit‘ der Referendare in Preußen sei nicht

ergangeno Nach Nro ? Abs° 2 Buchsto b der VerWaltungsvor—

schriften zu @ 72 bis 74 des Gesetzes zu Art° 151 des Grund—

gesetzes (GG)
— G 151 — vom 5° Januar 1961 {Beilage zum Bun-

desanzeiger 1961 Nr° 9) könne daher die Referendarzeit des
Klägers nicht als Nachversicherungszeit berücksichtigt wer—

deno Dies gelte auch für jenen Monat, in dem er als Hilfs—

amtsanwalt gegen Entgelt beschäftigt gewesen sei, weil er

diese Beschäftigung nur vorläufig (% lo Abs° l Nr° l VGfA)

und nur zu gelegentlicher Aushilfe (@ 8 VGfA i V m° @l der
Verordnung vom 9 Februar 1923) ausgeübt habe°
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Mit der zugelassenen Revision beantragt der Kläger,

die vorinstanzlichen Urteile mit den Besohéiden

der Beklagten aufzuheben und diese zu verurteilen,

ihm für die Zeit bis zum 510 Oktober 1965 eine

höhere Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und für die

Zeit ab 1° November 1965 ein höheres Altersruhegeld

zu zahlen und dabei eine weitere Nachversicherungs—"

zeit von November 1920 bis Februar 1924 sowie für die

Rentenbezugszeit bis zum 500 Juni 1965 weitere Aus—
_fallzeiten von November 1915 bis April 1917 und von*

Februar 1919 bis Oktober 1920 anzurechnen„y.w

Er rügt Verletzung des %72 Abs° 1 G 131, der 55'1 Abso ;,
49, 10 VGfA, des 5 1 der Verordnung vom 9° Februar 1925, des

5 160 der Reichsversicherungsordnung (EVO) aF und des Arto
5 GG°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Die_Beteiligtéh erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

' mündliche Verhandlung einverstanden (SS 124 Abs° 2, 155

Abs° l‚ 165 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)° »

II

.Die Revision ist zulässig, aber unbegründet° Das LSG hat

<die Anspr■ohe des Klägers auf Anrechnung weiterer Versiche—

rungs— und Ausfallzeiten mit Recht verneint°

Was die Zeit seiner Beschäftigung als Referendar von Novem—

ber 1920 bis Februar 1924 anbetrifft, so gelten auf Grund

des 5 72 Abso 1 G 151 zwar Personen, die unter Arte 151 GG
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fallen und auf Grund der Vorschriften des G 151 keinen An—

spruch oder keine AnWartschaft auf Alters— und Hinterblie—

benenversorgung haben - was beim Kläger zutrifft —, für
sämtliche Zeiten als nachversichert, in denen sie vor dem

9° Mai 1945 "wegen ihrer Beschäftigung im öffentlichen Dienst"

nach den Vorschriften der Reichsversicherungsgesetze in den

gesetzlichen Rentenversicherungen versicherungsfrei waren
oder der Versicherungspflicht nicht unterlagen; Zu diesen

nachversicherten Zeiten gehört die Referendarzeit des Kläe

gers aber nichto

Der Begründung des LSG kann der Senat allerdings nur teilweise

folgen, Wenn @ 72 Abs° 1 G 151 die Nachversicherung für die

Zeiten vorsieht, in denen Versicherungsfreiheit oder Nicht—
vérsicherungspflicht wegen der Beschäftigung im öffentlichen

Dienst bestand, dann sind damit Zeiten gemeint, in denen

allein sogenannte beamtenrechtliche Gründe die_Versicherungs—

freiheit oder Nichtversicherungspflicht bewirkten° Solche

beamtenrechtlichen Gründe finden sich heute in 5 6 Abs° 1

Nr° 2 —6 und 5 8 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG);
sie waren vor dem Inkrafttreten dieser Vorschriften in den

ihnen entsprechenden Vorschriften zur Zeit der jeweiligen

Beschäftigung enthalten (vgl° % 9 AVG, Art° 2 5,4 des Ange—

stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes —AnVNG)„Demzu—
folge hat das LSG zu Recht geprüft, ob der'Kläger als Refe—

rendar auf Grund des VGfA vom 20° Dezember 1911 (BGBl I
989) idF der Gesetze vom 10° November 1922 (BGBl I 849) und

vom 15° Juli 1925 (BGBl I 636) versicherungsfrei oder nicht
versicherungspflichtig gewesen ist° Nach der vom Kläger

nicht bestrittenen Auffassung des LSG war er wä-rend seiner

Referendarzeit auf Grund des 5 10 Abs° 1 Nr° l beA versiche—
rungsfrei, weil er als Beamter (auf Widerruf) 1 diglich für

seinen Beruf ausgebildet wurde (vgl° die nach @‘10 Abs° 2
VGfA ergangene

Allgemeine}Verfügung des Preußischen Justiz-
. „ ; '=‚ 5
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ministers vom-9° Dezember 1912 Ziff° II 1‚ Die Angestellten»
%versicherung 1915 8° 258)° Diese Versicherungsfreiheit um—

D

faßte die Dauer der Verwendung des Klägers als Hilfsamts—

anwalt (25° Mai bis 24„ Juni 1925)‚ in der er —wie das LSG
angenommen hat (S° ? der Urteilsgründe) - ein Entgelt er—
halten hat; denn nach der genannten Allgemeinen Verfügung

vom 9o_D9;empgä_l9l2 (vgl° aaO) befanden sich die betreffen
den Beamten — wie z„B° Referendare — "während der ganzen
Dauer des Ausbildungsdienstes lediglich in_diesem Dienst,

und zwar auch solange sie gegen Entgelt beschäftigt werden"°

‘Die Versicherungsfreiheit auf Grund des 5 10 Abs° l Nr° l
VGfA ist indessen eine Versicherungsfreiheit aus beamten»

rechtlichen Gründen gewesen° Sie entspricht_der des heutigen

5 6 Abs° 1 Nr° 2 AVG°Unter diesen Umständen kann-dahinste—
“hen, ob daneben Versicherungsfreiheit auch nach 5 9 VGfA
bestanden hat Oder diese aus den Gründen des angefochtenen

Urteils zu verneinen wäre; denn das Erfordernis der Ver—
sicherungsfreiheit aus beamtenrechtlichen Gründen ist an

sich schon durch die Versicherungsfreiheit nach 5 .‘Lollb’s° 1
Nr„ 1 VGfAerfüllt° '

Obwohl der Kläger hiernach während seiner gesamten Referen»
derzeit aus beamtenrechtlichen Gründen versicherungsfrei

gewesen ist, so sind doch damit allein die Voraussetzungen

für die fiktive Nachversicherung nach 5 72 Abs° l G 151
noeh nicht erfüllt; denn bei Anwendung dieser Bestimmung

ist ferner die dem gesamten Nachversieherungsrecht'eigentümf
liebe Kausalität zu beachten, d°h° es kommt auch darauf an‚

lob — wenn der beamtenrechtliche Grund der Vereicherungsfrei‘x
heit hinweggedacht wird —

Versicherungspflicht bestanden

_hätte° In 5 1232Abs„ 1 RVG(€ 9 Abs„ 1 AVG)kommtdiese
„Einschränkung durch die Worte "in der sie ggngt °OOver—
sicherungspflichtig gewesen wären" zumAusdruck {Vgl° BSG11
281, 285; 17, 206, 209)„ Nichts anderes kann nach dem Wort-
sinn sowie nach der Systematik und nach dem Zweck des Ge—

setzes für die Auslegung des @ 72 Abs„.l G l51 gelten°
!"
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Die fiktive Nachversicherung nach dem G 151 unterscheidet
sich zwar sowohl in einzelnen Voraussetzungen als auch in

der praktischen Durchführung von der faktischen Nachver—

sicherung des 5 1252 RVO = € 9 AVG (BSG 11, 65, 64; Hanow/Leh—

mann/Bogs‚ Viertes Buch der Rentenversicherung der Arbeiter,

5° Aufl@Anm° 19 zu 5 1252 EVO); sie muß aber dennoch - in
gleicher Weise wie die Nachversicherungsbestimmungen des

5 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes und des Art„ 6,
55 18, 19, 22, 25 des_Fremdrenten— und AuSlandsrenten-
Neuregelungsgesetzes (FANG) — immer im Gesamtzusammenhang

mit der allgemeinen Nachversicherungsregelung des 5 1252 RVO
(5 9 AVG) gesehen werden° Der Nachversichérung liegt der

allgemeine Gedanke zugrunde, Lücken im Versicherungsleben

zu schließen, die durch die beamtenrechtliche Versicherungs—
freiheit oder Nichtversicherungspflicht entstanden sind„

Das trifft SOWOh1 auf die faktische wie auf die fiktive

Nachversicherung zu, nur daß durch die genannten Sonder—
regelungen Härten beseitigt werden sollen, die aus den

Ereignissen des letzten Krieges und der NachkriegSzeit

erwachsen sind (Eicher/Haase, Die Rentehversicherung der

Arbeiter und der Angestellten, 50 Auflc, Anm° 2 zu 5 1252 RVG)°

Dieser Gesamtzusammenhang der Sondervorschriften über die“

fiktive Nachversicherung mit der faktischen Nachversicherung
in der Rentenversichérung der Arbeiter und Angestellten

rechtfertigt den Ausschluß der allgemeinen Nachversicherungs—

grundsätze bei der AnWendung einer Sondervorschrift nur dann‚

wenn dies entweder ausdrücklich bestimmt oder vom Zweck der

Sonderregelung her geboten ist (vgl° Urteil des erkennenden

Senats vom 22° August 1967 - SozR Nr„ 19 zu € 1291 RVO)Q
@ 72 G 151 enthält aber keine insoweit abweichende Bestim-

mung° Dem Zweck dieser fiktiven Nachversicherung entspricht

es auch, die betroffenen Personen rentenversicherungsrecht-

lich im allgemeinen nicht schlechter, aber auch nichL besser

zu stellen, als sie gestanden hätten, wenn sie nicht im öf-

fentlichen Dienst, sondern bei einem anderen Arbeitgeher ver-
sicherungspflichtig beschäftigt gewesen wären° %
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Es kommt mithin darauf an, ob der Kläger während seiner
Referendarzeit ohne beamtenrechtliche Versicherungsfreiheit

versicherungspflichtig gewesen wäre° Dies ist zu verheinen;

denn er wäre auch aus nichtbesmtenrechtlichen Gründen ver—
sicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig gewesen;

Das LSG ist offensichtlich davon ausgegangen, daß der Klägem

während seiner gesamten Referendarzeit — abgesehen von der

Zeit der Beschäftigung als Hilfsemtsanwalt » kein Entgelt
bezogen hat° Der Kläger hat gegen diese tatsächlichen Fest—

stellungen des LSG keine Revisionsrüge erhoben; sie sind

daher für das Revisionsgericht bindend (% 163 SGG)° Au5'

-ihnen ergibt sich, daß_der Kläger für die Zeiten, in denen

er kein*Entgelt erhielt, schon wegen des fehlenden Entgelte

nicht-versicherüngspflichtig sein konnte (vgl° % 1 Abs° 5

VG£A vom 2o° Dezember 1911 und 5 l Abs° 2 VG£A idF des Ände—
rungsgesetzes vom 10° November 1922 sowie 3 1 Abs° } des
Änderungsgesetzes vom 15° Juli 1923)„ Etwas anderes könnte

lediglich für die Zeit gelten, in der er gegen Entgelt als

Hilfsamtsanwalt beschäftigt war° In dieser Zeit unterlag

er aber auch deshalb nicht der Versicherungspflicht, weil

er außerdem als "Person, die zu
ihrer wissenschaftlichen

Ausbildung für den zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig
(gewesen) ist", nach @ lo Abs° 1 Nr„ 4 VG£A idF des Ände*
rungSgesétzes'vom lo° November 1922 versicherungsfrei ge—

wesen ist° Hierbei handelte es sich nicht mehr um eine* '
beamtenrechtliche Versicherungsfreiheit schlechthin; denn

sie hatte_ihren eigentlichen Grund nicht in der Beschäfti—

gung im öffentlichen Dienst, sondern in der Art der Ausbil—

dung" Obder Kläger auchnoch auf Grunddes 458 ven. i„v„mo
@ l_der Verordnung v0m 9° Februar 1925 versiChexungsfrei

war, kann'dahingestelltbleiben°
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Der Kläger wäre also in keinem Falle während seiner

gesamten Referendarzeit versicherungspflichtig ge—

wesen, sofern er nicht aus beamtenrechtlichen Grün-
.

den versicherungsfrei gewesen wäre° Zwar könnte -
im Gegensatz zur fiktiven Nachversicherung des
5 72 G 151 - heute (seit 1957) die faktische Nach-_

versicherung nach 5 1252 Abs° 2 RVG (€ 9 Abs, 2 AVG)

für Zeiten eines juristischen Vorbereitungsdienstes
nicht mehr daran scheitern, daß in dieser Zeit kein
Entgelt bezogen worden ist (vgl„ auch 5 124 Abs° 2

AVG, Art° 2 5 4 Abso'1 Satz 2 AnVNG); das Fehlen
eines Entgelts ist aber im Falle des Klägers des—
halb rechtserheblich, weil es sich um eine fiktive

Nachversicherung handelt, die eine Nachversicherung

für entgeltlose Zeiten nicht kennt° Somit fehlt es

an einer wesentlichen Voraussetzung für die Anwendung

des5 72 G151„ '

Das hat zur Folge, daß der Kläger auch mit den Anträ-

gen auf Anrechnung weiterer Schul— und_Studienzeiten

als Ausfallzeiten für die Rentenbezugszeit bis zum
300 Juni 1965 nicht durchdringen kann° Denn nach-
ider bis dahin geltenden Fassung des 5 56 Abs° l
Nr° 4 AVG (@ 1259 Abs° l Nr° 4 RVG) müßte zur An,
rechnung solcher Ausfallzeiten noch innerhalb von

‚zwei Jahren nach der Beendigung des Hochschulstudiums

eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig-

keit aufgenommen worden sein° Diese Frist ist im Falle

des Klägers aber nicht eingehalten, weil die fiktive

Nachversicherung erst im März 1924 beginnt, der erste

Pflichtbeitrag also erst dann als entrichtet gilt°
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Die Revision des Klägers muß daher zurückgewiesen

VwerdenQ

‚Die KoStenentschéidung beruht auf 5 195 SGG°
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